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Erlass Gesetz Höhere Berufsbildung (GHB) 

Eintreten 

Stimata presidente del Gran Consiglio, stimato vicepresidente 

Stimati membri del Governo 

Care colleghe e cari colleghi del Gran Consiglio 

Come presidente della commissione della formazione e della cultura, per l’entrata in materia, 

mi esprimerò sulla situazione iniziale, sui punti principali di questa nuova legge sulla 

formazione professionale superiore, sulle risorse finanziarie necessarie come pure sul lavoro 

svolto dalla commissione preparatoria. 

Ich beginne mit der Ausgangslage: 

Das Gesetz über die Höhere Berufsbildung ist für den Bildungs- und Wirtschaftsstandort 

Graubünden von grosser Bedeutung. Die Höhere Berufsbildung steht heute in einem 

dynamischen und anspruchsvollen Umfeld. Der Fachkräftemangel ist im Kanton Graubünden in 

vielen Branchen deutlich spürbar. Gleichzeitig verändern sich Berufsbilder rasant, insbesondere 

durch die Digitalisierung. Das stellt neue Anforderungen an Aus- und Weiterbildungen und 

erhöht den Bedarf an gut qualifizierten Fach- und Führungskräften. 

Genau hier kommt der Höheren Berufsbildung eine Schlüsselrolle zu. Sie ist nämlich ein 

zentraler Bestandteil unseres dualen Bildungssystems auf Tertiärstufe. Mit ihrer starken 

Praxisorientierung bildet sie jene Fachkräfte aus, die unsere Wirtschaft – insbesondere die 

kleinen und mittleren Unternehmen – dringend benötigt. 

Auch auf Bundesebene ist diese Bedeutung erkannt worden. Verschiedene Massnahmen zielen 

darauf ab, die Höhere Berufsbildung besser zu positionieren und ihre Attraktivität zu steigern. 

Gleichzeitig bleibt der Wettbewerb unter den Bildungsanbietern hoch, und die 

Rahmenbedingungen entwickeln sich laufend weiter. 

Für unseren Kanton hat die Höhere Berufsbildung eine ganz besondere Bedeutung. Sie trägt 

wesentlich dazu bei, dass Fachkräfte im Kanton ausgebildet und gehalten werden können. 

Denn Studien zeigen: Weiterbildungen werden in der Regel dort absolviert, wo entsprechende 

Angebote vorhanden sind. Wenn wir also attraktive Bildungsangebote vor Ort schaffen, stärken 

wir nicht nur die Ausbildung, sondern auch die regionale Wirtschaft und verhindern 

Abwanderung.  

Die Höhere Berufsbildung in Graubünden steht aber auch vor grossen Herausforderungen: Die 

geografische Lage, die teilweise kleinen Institutionen und die demografische Entwicklung 

erschweren es, ein breites und stabiles Angebot aufrechtzuerhalten. Viele Bildungsangebote 

konzentrieren sich auf die grossen Zentren ausserhalb des Kantons. Deshalb ist es zentral, 

unsere eigenen Strukturen gezielt zu stärken. 

Heute verfügt Graubünden über eine vielfältige, aber auch heterogene Bildungslandschaft in 

der Höheren Berufsbildung – mit kantonalen und privaten Institutionen, die sich in Grösse, 

Angebot und Ausrichtung deutlich unterscheiden. Diese Vielfalt ist eine Stärke, stellt aber auch 

Anforderungen an die Steuerung und Finanzierung. 

Gerade bei der Finanzierung zeigt sich Handlungsbedarf. Um den unterschiedlichen 

Bedürfnissen der Institutionen gerecht zu werden, braucht es flexiblere und stärker 

leistungsorientierte Lösungen. Dieser Aspekt wird mit der Einführung der Pauschalfinanzierung 

neben der heute geltenden Defizitfinanzierung berücksichtigt. 



 

 

Der Grosse Rat hat im Zusammenhang mit der Berufsbildung zwei Vorstösse überwiesen: Zum 

einen den Auftrag Heini, welcher eine nachhaltige Stärkung der beruflichen Grund- und 

Weiterbildung sowie deren angemessene Finanzierung auf allen Stufen fordert. Zweitens, den 

Auftrag Müller, welcher eine gezielte finanzielle Unterstützung von Personen beim 

lebenslangen Lernen fordert. Mit diesem Gesetz über die Höhere Berufsbildung wird diesen 

Anliegen entsprechend Rechung getragen. 

Schliesslich ist hervorzuheben, dass der Kanton Graubünden der erste Kanton zu sein scheint, 

welcher diesem wichtigen Bildungsbereich ein eigenständiges Gesetz widmet. Das ist ein 

bildungspolitischer Meilenstein und ein klares Zeichen für die Bedeutung, die wir der Höheren 

Berufsbildung beimessen. Damit wird die Höhere Berufsbildung im Kanton Graubünden gezielt 

gestärkt, weiterentwickelt und zukunftsfähig ausgestaltet. 

Zu den finanziellen Auswirkungen 

Dieses neue Gesetz weist Mehrkosten von jährlich rund 4 MCHF auf (in den ersten beiden 

Jahren sind es rund 3.3 MCHF). Den grössten Anteil machen dabei die Mehraufwendungen 

aufgrund der Einführung der Pauschalfinanzierung aus, die je nach Entwicklung der 

Institutionen zwischen rund 2,25 und 2,95 Millionen Franken pro Jahr liegen. Hinzu kommen 

Beiträge an Studiengebühren von rund 500’000 Franken jährlich sowie etwa 250’000 

Franken pro Jahr für Massnahmen im Bereich „Zusammenarbeit und Wissens- und 

Technologietransfer“. Gleichzeitig führt der Wegfall des bisherigen Trägerschaftsbeitrags 

unter der Defizitfinanzierung zu Mindereinnahmen von rund 300’000 Franken pro Jahr. 

Insgesamt ergeben sich für die Jahre 2027 bis 2030 zusätzliche Kosten von rund 14,6 MCHF. 

Der personelle Bedarf beträgt für den Kanton rund 0.3 Stellen. Für Gemeinden und Regionen 

entstehen hingegen keine unmittelbaren finanziellen Auswirkungen. 

Ich komme zur Kommissionsarbeit 

Die Vorlage wurde von der Kommission für Bildung und Kultur während einem Sitzungstag im 

Beisein von Regierungspräsident Herrn Jon Domenic Parolini, Amtsleiter Herrn Gion Lechmann 

mit seinen Abteilungsleitern Frau Sabine Leisinger und Herrn Fabio Camichel ausgiebig 

diskutiert. Die Beratung von verschiedenen Themenbereichen hat entsprechend Zeit für sich 

beansprucht und die KBK hat verschiedene Fragen gestellt, um die Vorlage besser einschätzen 

und die Entscheidungsgrundlagen schärfen zu können. Insbesondere wurden auch die Chancen 

und Risiken der neu eingeführten Pauschalfinanzierung für privat getragene Höhere 

Fachschulen detailliert erläutert. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die 

Geschäftsprüfungskommission der KBK mit Datum 9. März 2026 einen Mitbericht zu diesem 

Geschäft unterbreitet hat. Der Mitbericht enthält auch eine Aktennotiz des Amts für Höhere 

Bildung mit Erläuterungen und verschiedenen Fragen der GPK. Im Mitbericht informiert die GPK 

die KBK insbesondere über ihre Einschätzungen zu den finanziellen Aspekten der Botschaft und 

stellt der KBK den Antrag, die Zusammensetzung und Berechnung des Pauschalbeitrags zu 

überprüfen. Deshalb liess sich die KBK an ihrer Vorberatungssitzung vom Amt und Departement 

die aufgeführten Finanzierungsthemen in einer Präsentation besonders detailliert aufzeigen 

und erläutern und konnte somit die Erkenntnisse in der Beratung berücksichtigen. Am Schluss 

blieben keine Fragen mehr offen, weder zu diesem Teilaspekt, noch zum Rest der Vorlage. Die 

KBK konnte somit ihre Vorberatung abschliessen und Ihnen, geschätzte Mitglieder des Grossen 

Rates, nun die Empfehlung der Kommission in Form eines Beschlussprotokolls unterbreiten. Die 

Kommission ist überzeugt, dass diese Finanzierungsform eine angemessene Alternative zur 

bestehenden Defizitfinanzierung darstellt. Die Gesetzesvorlage wird deshalb vollumfänglich 



 

 

unterstützt. Uneinigkeit besteht einzig bei den Beiträgen des Kantons an Studiengebühren: 

Eine Kommissionsmehrheit möchte einen Mindestsatz definieren, während eine Minderheit bei 

der Botschaft und der Regierung bleibt. 

Damit komme ich zum Schluss und ich bitte Sie, geschätzte Damen und Herren des Grossen 

Rates, auch im Namen der Kommission, auf die Vorlage einzutreten. 

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Schlusswort 

Sehr geehrte Frau Standespräsidentin 

Sehr geehrter Herr Regierungsrat 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

Ich danke Ihnen, im Namen der Kommission, geschätzte Grossrätinnen und Grossräte, für die 

Debatte zum Gesetz über die Höhere Berufsbildung und für Ihre Unterstützung dieser Vorlage. 

Die vorliegende Gesetzgebung ist das Ergebnis gründlicher Beratungen mit dem Ziel, die 

Höhere Berufsbildung im Kanton Graubünden gezielt zu stärken und an die heutigen 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Anforderungen anzupassen. Sie trägt der grossen 

Bedeutung dieses Bildungsbereichs für unseren Arbeitsmarkt und insbesondere für unsere KMU-

Wirtschaft Rechnung. 

Mit dem neuen Gesetz schaffen wir klare und zeitgemässe Rahmenbedingungen. Besonders 

hervorzuheben ist die Weiterentwicklung der Finanzierung, die den Institutionen mehr 

Flexibilität und gleichzeitig mehr Planungssicherheit geben soll. Damit ermöglichen wir eine 

gezielte Förderung bestehender Angebote und schaffen gleichzeitig Raum für 

Weiterentwicklung und Innovation. 

Die Debatte hat aber auch gezeigt, dass diese Weiterentwicklung mit zusätzlichen finanziellen 

Mitteln verbunden ist und entsprechende Verantwortung mit sich bringt. Es ist daher 

entscheidend, dass die eingesetzten Mittel wirkungsvoll zur Stärkung des Bildungs- und 

Wirtschaftsstandorts Graubünden beitragen. Denn die Höhere Berufsbildung ist das Rückgrat 

der KMU-Wirtschaft und diese wiederrum bildet überwiegend auch das Rückgrat der 

dezentralen Besiedelung in unserem Kanton. 

Ich komme zum Schluss und möchte meinen Dank richten: an die Regierung und den 

Departementsvorsteher für die Ausarbeitung dieser Vorlage, an die Vertreterinnen und 

Vertreter der Verwaltung für die sehr professionelle Begleitung in diesem Geschäft sowie an 

meine Kommissionskolleginnen und -kollegen für die konstruktive und engagierte Arbeit und an 

den Ratssekretär Gian-Reto Meier für die grossartige Unterstützung. 

A tutti i coinvolti auguro un buon lavoro e ringrazio per la cortese attenzione. 


